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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


EE Nr. 46. et 


(Nr. 3669.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zu den Statuten der 
Wilhelmsbahn-Geſellſchaft. Vom 17. November 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen c. de. 


Nachdem die Wilhelmsbahn-Geſellſchaft in ihrer General-Verſammlung 
vom 30. Auguſt 1852. in Ergaͤnzung ihrer, von Uns unterm 10. Mai 1844. 
beſtaͤtigten Statuten (Geſetz-Sammlung für 1844. Seite 128. ff.), den in der 
anliegenden notariellen Verhandlung vom 30. Auguſt d. J. enthaltenen Sta⸗ 
PA tuten⸗Nachtrag beſchloſſen hat, wollen Wir zu demſelben Unſere landesherrliche 
Genehmigung . ene jedoch mit der Maaßgabe 
zu HH. 2. und 3. i 
daß der Zinsfuß der in Gemaͤßheit des unterm 19. April 1847. 
von Uns beſtaͤtigten Statuten⸗Nachtrags emittirten 3750 Stuͤck Priori⸗ 
taͤts⸗Obligationen, ſoweit ſolche noch nicht amortiſirt find, von fünf auf 
vier Prozent herabgeſetzt wird, 
und 
zu H. 5. D., 
daß das Maximum der jährlich zum Reſerve- und Erneuerungs⸗ 
Fonds zuruͤckzulegenden Summe nach Inhalt der Beſtimmungen im H. 8. 
der Statuten nicht zwei Prozent der Betriebs-Ueberſchuͤſſe, ſondern zwei 
Prozent des Anlage-Kapitals betraͤgt. 
Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt dem vorerwaͤhnten zweiten Nachtrage 
zu den Statuten der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft durch die Geſetz-Sammlung 
bekannt zu machen. 


Gegeben Sansſouei, den 17. November 1852, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1832. (Nr. 3669.) 98 Zwei⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Dezember 1852. 
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Zweiter Nachtrag zu den Statuten der 
Wilhelmsbahn-Geſellſchaft. 


H. 1. 


Zur Vermehrung der Betriebsmittel, zur Herſtellung noch mehrerer Ge— 
baͤude, eines elektromagnetiſchen Telegraphen, ſowie einiger anderer durch den 
jetzigen Umfang des Betriebes der Wilhelmsbahn erforderlich gewordenen An— 
lagen, wird das Anlage-Kapital der Wilhelms -Eiſenbahngeſellſchaft um 
250,000 Rthlr. erhöht. 

Die Beſchaffung dieſes Kapitals erfolgt durch Ausgabe von 2500 Stuͤck 
Prioritaͤts-Obligationen, jede über Einhundert Thaler lautend. Die Bedingungen, 
unter denen die Kreirung, Emiſſion, Verzinſung und Amortiſation dieſer Obli: 
gationen erfolgt, wird durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


8. 2. 

Gleichzeitig wird die Verzinſung der in Gemaͤßheit des unter dem 
9. Maͤrz 1847. beſchloſſenen und unter dem 19. April Allerhoͤchſten Orts be⸗ 
ſtätigten erſten Nachtrags zum Statute der Wilhelmsbahn (Geſetz-Sammlung 
pro 1847. Seite 203. seg.) emittirten 3750 Stuͤck Prioritaͤts Obligationen 
zum Betrage von 250,000 Rthlr., ſoweit ſolche nicht bereits amortiſirt ſind, von 
5 Prozent auf 43 Prozent herabgeſetzt. Zu dieſem Zwecke werden dieſe Obliga— 
tionen nach Maaßgabe des $. 5. des Statut-Nachtrages vom a 1847. den 
Inhabern dergeſtalt gefündigt, daß dieſelben ihre Obligationen entweder zur 
Konvertirung einreichen, oder am 2. Januar 1853. die Baarzahlung des Nenn⸗ 
werths in Empfang zu nehmen haben. 


$. 3. 

Die zur Konvertirung eingereichten Obligationen erſter Emiſſion werden 
mit folgender Abſtempelung verſehen: 

„Herabgeſetzt auf 44 pCt. und zu gleichen Rechten mit den Prioritäts- 

Obligationen aan: Emiſſion zufolge Statuten » Nachtrages vom 

30. Auguſt 1852.“ 

Die durch Baarzahlung eingelöften Obligationen werden gleichfalls, mit 

dieſem Konvertirungsſtempel verſehen, wieder ausgegeben. 


H. 4. 

Den Prioritäts⸗Obligationen erſter Emiſſion bleibt ihre Priorität vor den 
Obligationen zweiter Emiſſion fo lange vorbehalten, bis die vorſtehend (F. 3.) 
erwaͤhnte Abſtempelung bewirkt ſein wird. Von dieſem Zeitpunkte ab werden 
fie ſowohl in Hinſicht auf die Priorität, als auch in allen uͤbrigen Beziehungen, 
insbeſondere ruͤckſichtlich der Verzinſung und Amortiſation, ſowie hinſichtlich der 
Kündigung und der Wiederausgabe der außer dem Falle der Amortiſation ein⸗ 

geloͤſten 
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gelöften Obligationen, den Prioritaͤts-Obligationen zweiter Emiſſion völlig 
gleich behandelt. 


F. 5. 

Außerdem wird das unter dem 10. Mai 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigte 
Haupt» Statut der Wilhelmsbahn (Geſetz-Sammlung pro 1844, Seite 127. 
seg.) in folgenden Punkten ergaͤnzt und abgeändert: 

a) In den Tarifen, ſowohl für den Perſonen- als auch für den Vieh⸗ und 
Guͤter-Verkehr, dürfen ohne vorgaͤngige Genehmigung des Königlichen 
Handels-Miniſteriums keine Aenderungen vorgenommen werden, auch 
wird dem Koͤniglichen Handels-Miniſterium das Recht der Reviſion der 
beſtehenden Tarife in dem Vertrauen übertragen, daß von dieſer Befug— 
niß im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs und zum Zweck der möglich: 
ſten Gleichſtellung des Tarifs der Wilhelmsbahn mit den Tarifen der 
Nachbarbahnen nur unter Beruͤckſichtigung der finanziellen Verhaͤltniſſe 
der Wilhelms-Eiſenbahngeſellſchaft Gebrauch gemacht werden wird. 

b) Es iſt jährlich Ein Prozent des geſammten Anlage-Kapitals, einſchließlich 
des durch Anleihen beſchafften Theils deſſelben, zu einem Reſerve- und 
Erneuerungs-Fonds zuruͤckzulegen. Ein geringerer Betrag darf nur mit 
ausdruͤcklicher Genehmigung des Koͤniglichen Handels⸗ Ministeriums feſt⸗ 
geſetzt werden. bleich ’ 

Bei der Beſtimmung im F. 8. des Statuts, daß zu jenem Fonds 
niemals mehr als 2 Prozent der Betriebs-Ueberſchuͤſſe fließen ſollen, 
und daß derſelbe im Ganzen nicht 20 Prozent des Anlage-Kapitals 
uͤberſteigen darf, behaͤlt es ſein Bewenden. Ueber die Verwendungen 
aus dem Reſerve⸗ und Erneuerungs⸗Fonds iſt ein Regulativ zu entwerfen 
und dem Königlichen Handels-Miniſterium zur Beſtätigung vorzulegen. 

c) Die Eiſenbahngeſellſchaft hat vor definitiver Feſtſtellung und Anweiſung 
der Dividenden dem Königlichen Handels-Miniſterium den Ausweis vor— 
zulegen, daß ſolche den geſetzlichen und ſtatutenmaͤßigen Beſtimmungen 
entſprechend feſtgeſtellt ſind. a 

d) Ebenſo iſt das neu aufzunehmende Prioritaͤts-Kapital (§. 1. dieſes 
Statuten⸗Nachtrages) nach einem, vom Koͤniglichen Handels-Miniſterium 
feſtzuſtellenden Plane zu verwenden. 

e) Endlich bleibt auch dem gedachten Miniſterium nicht allein wie bisher 
ſchon die Feſtſetzung der Fahrplaͤne, ſondern auch die Feſtſetzung der 
Fahrgeſchwindigkeiten ausdruͤcklich vorbehalten. 


Ratibor, den 30. Auguſt 1852. . 


(Nr. 3669-30700 98 * (Nr. 3670.) 


un 


(Nr. 3670.) Privilegium wegen Emiſſion von 250,000 Thalern auf den Inhaber lautender 
. Prioritaͤts-Obligationen der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft. Vom 17. No⸗ 
vember 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 10. Mai 1844. von Uns beſtaͤtigten 
Wilhelmsbahn-Geſellſchaft auf Grund der in der General-Verſammlung vom 
10. Mai und 30. Auguſt 1852. gefaßten Beſchluͤſſe darauf angetragen worden 
iſt, derſelben zur Vermehrung ihrer Betriebsmittel, zur Herſtellung noch meh— 
rerer Gebaͤude, eines elektromagnetiſchen Telegraphen, ſowie einiger anderer, 
durch den jetzigen Umfang des Betriebes erforderlich gewordener Anlagen, die 
Aufnahme eines Darlehns von zweihundert fünfzig tauſend Thalern gegen Aus= 
ſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritaͤts— 
Obligationen zu geſtatten, jo wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzig⸗ 

keit des Unternehmens und in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium die Emiſſion gedachter Obligationen unter 
nachſtehenden Bedingungen genehmigen: 


H. 1. 


Die zu emittirenden Prioritaͤts-Obligationen werden in Apoints zu Einhun— 
dert Thalern nach dem sub A. beigefügten Schema auf weißem Papier mit ſchwar— 
9 zem Druck, und zwar an die auf 100 Rrthlr. lautenden älteren Prioritaͤts— 

Obligationen der Wilhelmsbahn anſchließend, in laufenden Nummern von 
Nr. 1251 bis 3750 ſtempelfrei ausgefertigt. 
Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre nach dem anlie— 
genden Schema B. auf weißem Papier mit ſchwarzem Druck beigegeben und 
55 nach Ablauf dieſer Friſt in Perioden von zehn zu zehn Jahren in Folge be— 
ſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Prioritaͤts-Obligationen ſowohl, als 
die Kupons, werden durch je ein Mitglied des Direktoriums und des Aus— 
ſchuſſes, ſowie durch den Hauptrendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. 
Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 


2 
> N 


Die Prioritäts - Obligationen werden jährlich mit vier Prozent verzinft. 
Die Zinſen werden in balbjährigen Raten postnumerando in der Zeit vom 
2. bis 31. Januar und vom 1. bis 31. Juli jeden Jahres aus der Gefell: 
ſchaftskaſſe zu Ratibor gezahlt. 

Zinſen von Prioritaͤts-Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier 
Jahren, von dem in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungstage ab, nicht 
geſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 

H. 3. 


H. 3. 


a Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljaͤhr⸗ 
lich mindeſtens ein halbes Prozent des Kapitalbetrages unter Zuſchlag der 
durch die eingelöften Obligationen erfparten Zinſen aus dem Ertrage des Eiſen— 
bahn. Unterneßmens verwendet wird. Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden 
Obligationen erfolgt am 1. Juli jedes Jahres, zuerſt im Jahre 1854. 

Es bleibt jedoch der Geſellſchaft vorbehalten, den Amortiſationsfonds 
zu verſtaͤrken und fo die Tilgung der Prioritaͤts-Obligationen zu befchleunigen. 
Auch ſteht ihr das Recht zu, außerhalb des Amortiſations-Verfahrens ſaͤmmt⸗ 
liche alsdann noch vorhandenen Prioritaͤts-Obligationen Behufs Reduktion des 
Zinsfußes und zu ſonſtigen Zwecken durch die öffentlichen Blätter mit dreimo⸗ 
natlicher Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzuloͤſen. 
In beiden Faͤllen iſt die Genehmigung des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten erforderlich. 9 1 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem betreffenden Eiſenbahn— 
Kommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


§. 4. 


Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find, auf Höhe der darin ver⸗ 
fchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach H. 2. zu zahlenden Zinſen, Glaͤu⸗ 
biger der Wilhelms bahn-Geſellſchaft und haben in dieſer Eigenſchaft an dem 
Geſellſchafts-Vermoͤgen ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Stammaktien 
nebſt deren Dividenden, an welchen letzteren ſie nicht Theil nehmen. Dagegen 
bleibt den auf Grund des unterm 19. April 1847. von Uns beſtaͤtigten erſten 
Nachtrags zu den Geſellſchafts-Statuten vom 9. März 1847. (Geſetz-Samm⸗ 
lung für 1847. Seite 203. ff.) ausgegebenen, bisher mit fünf Prozent verzind- 
lichen Prioritaͤts⸗ Obligationen das Vorzugsrecht für Kapital und Zinſen vor 
den gegenwärtig neu zu emittirenden Prioritaͤts-Obligationen fo lange vorbe— 
halten, bis die beabſichtigte Konvertirung der aͤlteren Obligationen, ſowie die 
Abſtempelung derſelben in folgender Art: 

„Herabgeſetzt auf 4 Prozent und zu gleichen Rechten mit den Prioritäts- 

Obligationen zweiter Emiſſion zufolge Statuten-Nachtrags vom 

30. Auguſt 1852.“ 
bewirkt ſein wird. 

An den General-Verſammlungen der Geſellſchaft koͤnnen auch die In⸗ 
haber der neuen Prioritaͤts-Obligationen Theil nehmen, ſind hierbei jedoch weder 
wahl: noch ſtimmfaͤhig. 


H. 5. 

Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe des im 
H. 2. gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, außer: 

(Ni. 3670.) a) wenn 
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a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Gefellichaft länger 
als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn durch gleiches Verſchulden der Transportbetrieb auf der Bahn 
laͤnger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 

c) wenn gegen die Geſellſchaft Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; 

d) wenn Umſtaͤnde eintreten, welche einen Gläubiger nach allgemeinen ge— 
ſetzlichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die 
Geſellſchaft zu begruͤnden; 

e) wenn die im F. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


In den Faͤllen a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern 
das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Falle eintritt, 
zuruͤckgefordert werden, und zwar: 


ad a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 

ad b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 

ad c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 

ad d. 10 zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umftände aufgehört 
aben. 


In dem sub e. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
50 5 machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden 
ollen. 

a Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts find die In— 
haber der Prioritaͤts-Obligationen fi) an das geſammte bewegliche und un— 
bewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. 


H. 6. 


So lange nicht die ee kreirten Prioritaͤts-Obligationen eingeloͤſt 
ſind, oder der Einloͤſungsbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
keines ihrer Grundſtuͤcke, welches zum Bahnkoͤrper oder zu den Bahnhöfen 
gehoͤrt, veraͤußern, auch eine weitere Aktien-Emiſſion oder ein Anleihegeſchaͤft 
nur dann unternehmen, wenn ſaͤmmtlichen Prioritaͤts-Obligationen fuͤr Kapital 
und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Aktien und Obligatio— 
nen vorbehalten und geſichert iſt. 

Ueber diejenigen Grundſtücke, welche nach Beſcheinigung des Eiſenbahn— 
Kommiſſariats zum Transportbetriebe auf der Bahn nicht mehr erforderlich 
ſind, bleibt jedoch der Eiſenbahngeſellſchaft die freie Dispoſition vorbehalten. 


$. 7. 
Die Nummern der nach §. 3. zu amortiſirenden Nen werden 


jährlich im April, in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu 
N brin⸗ 
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bringenden Termine, durch das Loos beſtimmt und ſofort oͤffentlich bekannt 
gemacht. 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Direktorium und den Ausſchuß der 
Wilhelmsbahn-Geſellſchaft in Gegenwart des Syndikus der letzteren, oder 
eines andern vereideten Notars, welcher zugleich das Protokoll uͤber die ſtatt— 
gefundene Verlooſung fuͤhrt. 8 x 

Den Inhabern der Prioritaͤts-Obligationen wird der Zutritt zum Ver⸗ 
looſungstermine geſtattet. 


. 9. 


* 

Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt in dem im F. 3. 
beſtimmten Zeitraume von der Geſellſchaftskaſſe zu Ratibor nach dem Nomi⸗ 
nalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung der letzteren. 

Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooften Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen 
Zinskupons einzuliefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlen⸗ 
den Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons 
verwendet. TER ger. mot 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen werden in Ge— 
genwart des Direktoriums, des Ausſchuſſes und des Syndikus reſp. Notars 
verbrannt, und es wird, daß dieſes geſchehen, durch die oͤffentlichen Blaͤtter 
bekannt gemacht. 

Die Obligationen dagegen, welche in Folge der Ruͤckforderung (. 5.) 
oder Kündigung außerhalb der Amortiſation ($. 3.) eingelöft werden, kann die 
Geſellſchaft wieder ausgeben. 


$. 10. 


Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt find, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht- 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden während der naͤchſten zehn Jahre von 
dem Direktorium der Wilhelmsbahn⸗-Geſellſchaft alljaͤhrlich einmal öffentlich 
aufgerufen. Gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter Angabe der 
werthlos gewordenen Obligationen von dem Direktorium öffentlich bekannt zu 
machen iſt. 


§. 11. 


Die in den HF. 3. 7. 8. 9. und 10. vorgeſchriebenen offentlichen Be⸗ 
kanntmachungen erfolgen durch den Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, die Berliner 
(Nr. 3670.) Voſſi⸗ 
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Voſſiſche, die Schleſiſche und die Breslauer Zeitung. Beim Eingehen einer 
oder der andern dieſer Zeitungen wird von dem Direktorium und dem Aus⸗ 
ſchuſſe der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft unter Genehmigung des Miniſteriums 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eine andere Zeitung an deren 
Stelle geſetzt. 


Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit Unſerm Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu 
geben, oder den Rechten Dritter zu praͤjudiziren. b 


Das gegenwaͤrtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 
Gegeben Sansſouci, den 17. November 1852, 


L. S) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


Prio⸗ 


A. 
Prioritäts- Obligation 
der 


Wilhelmsbahn-Geſellſchaft 
are b 6 Wegen Erneuerung der Kupons 
Jeder Obligation ſind zwanzig Kupons J Allauf eee See ee 
auf zehn Jahre beigefügt uͤber ſondere Bekanntmachungen. 


100 Rthlr. Preuß. Kurant. 
Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von Ein⸗ 


hundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit des um— 
ſtehenden Allerhoͤchſten Privilegiums vom .........:..- er e nen: und nach 
den Beſtimmungen des Statuten-Nachtrages vom 30. Auguſt 1852. emittirten 
Kapital von zweihundert funfzig tauſend Thalern Prioritaͤts = Obligationen 
der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft. 

Ratibor, den en 1852. 
Das Direktorium und der Ausſchuß der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft. 


Der Haupt⸗Rendant. 


Eingetragen Fol. ..... A. 
1 B. „ 
Zins⸗Kupon % 1. 
der 
Wilhelms bahn-Prioritäts-Obligation 
Minen Ded „ zahlbar am 1. Juli 1853. 


Inhaber dieſes empfaͤngt am 1. Juli 1853. die halbjaͤhrigen Zinſen der 
oben benannten Prioritaͤts-Obligation uͤber Einhundert Thaler mit 


Zwei Thalern. 
Ratibor, den ten 1852. 
Direktorium und Ausſchuß der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft. 


Jahrgang 1852. (Nr. 36703672.) 99 (Nr. 3671.) 


(Nr. 3674.) Bekanntmachung, betreffend die Beſtaͤtigung der Statuten der unter dem Na= 
! men: „Phoͤnix, anonyme Geſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb!“ 
mit dem Domizil zu Eſchweiler-Au im Regierungs⸗Bezirke Aachen gebil⸗ 

deten Aktiengeſellſchaft. Vom 24. November 1852. 


f Das Könige Majeftät haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Phoͤnix, anonyme Geſellſchaft fuͤr Bergbau und Huͤttenbetrieb“, 
welche zu dem Zwecke ſich gebildet hat, den Bergbau auf allen zu erwerbenden 
oder zu erpachtenden Gruben und auf alle in denſelben brechende nutzbare 
Foſſilien, ſowie die Verhuͤttung und Verwerthung der gewonnenen oder ange— 
kauften Erze, insbeſondere die Errichtung von Hochoͤfen zur Fabrikation von 
Roheiſen und die weitere Verarbeitung der Metalle fuͤr den Handel innerhalb 
des Bezirks des Oberbergamts zu Bonn zu betreiben und zu bewirken, mit 
dem Domizil zu Eſchweiler-Au im Regierungsbezirke Aachen zu genehmigen und 
mittelſt Allerhoͤchſt vollzogener Urkunde vom 10. dieſes Monats die Statuten 
der Geſellſchaft zu beſtaͤtigen geruht. Die Beſtaͤtigungs-Urkunde wird mit den 
Statuten durch das Amtsblatt der Regierung zu Aachen veroͤffentlicht werden. 
Solches wird nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes tiber die Aktien— 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 24. November 1852. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Ir. 3672.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. November 1852., betreffend die Aufhebung der 
Handelskammer fuͤr die Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt. 


uf Ihren Bericht vom 22. November d. J. will Ich die auf Grund 
Meines Erlaſſes vom 16. Maͤrz 1849. errichtete Handelskammer fuͤr die Kreiſe 
Glatz und Habelſchwerdt hierdurch aufheben. 
‘ Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 28. November 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3673.) 


(Nr. 3673.) Bekanntmachung wegen Beftätigung des von der Gasbeleuchtungs-Aktien— 
Geſellſchaft zu Breslau gefaßten Beſchluſſes uͤber Erhoͤhung des Grund— 
kapitals der Geſellſchaft. Vom 6. Dezember 1852. 


. Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Aller hoͤchſter Beſtaͤtigungs-Urkunde vom 
17. November d. J. den von der Gasbeleuchtungs-Aktiengeſellſchaft zu Breslau 
in der General-Verſammlung vom 10. September d. J. gefaßten Beſchluß, wo⸗ 
nach das Grundkapital der Geſellſchaft um 100,000 Rthlr. erhoͤht werden ſoll, 
und einen entſprechenden Nachtrag zu den unterm 5. November 1849. Aller⸗ 
hoͤchſt genehmigten Geſellſchafts-Statuten zu beftätigen geruhet, was nach Vor: 
ſchrift der HH. 3. und 4. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß die Aller— 
hoͤchſte Beſtaͤtigungs-Urkunde und der betreffende Nachtrag zu den Statuten 
der genannten Geſellſchaft durch das Amtsblatt der Regierung zu Breslau zur 
Öffentlichen Kenntniß gelangt. 


Berlin, den 6. Dezember 1852. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 3673—3674.) (Nr. 3674.) 
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(Nr. 3674.) Verordnung, betreffend einige Abaͤnderungen der durch den Allerhoͤchſten Erlaß 
vom 29. November 1851. wegen Einfuͤhrung der Preußiſchen Sportel⸗ 
Geſetze in die Hohenzollernſchen Lande (Geſetz- Sammlung S. 719.) 
ertheilten Vorſchriften. Vom 8. Dezember 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Abhuͤlfe einiger Uebelſtaͤnde, welche ſich bei Anwendung Unſeres 
Erlaſſes vom 29. November 1851., die theilweiſe Einfuͤhrung der Preußiſchen 
Sportelgeſetze in die Hohenzollernſchen Lande betreffend (Geſetz-Sammlung 
S. 719.), ergeben haben, und zur Ausführung des $. 2. des Geſetzes vom 
30. April 1851. uͤber die Gerichtsorganiſation in den genannten Landestheilen 
(Geſetz-Sammlung S. 188.), was folgt: 


§. 1. 

f Von Einforderung von Koſtenvorſchuͤſſen in Prozeſſen uͤber Forderungen 
an Geld und fungiblen Sachen ſoll, ohne Ruͤckſicht darauf, ob der Klaͤger ein 
In⸗ oder Ausländer iſt, von den für die Hohenzollernſchen Lande beſtehenden 
Gerichtsbehoͤrden ſo lange abſtrahirt werden, bis die Sache durch die Beant— 
wortung der Klage ſtreitig geworden. 


§. 2. 

Die $$. 12., 25 — 32. und 41 — 44. des Tarifs vom 10. Mai 
1851., die Gebühren in Konkurs-, Vormundſchafts- und Hypothekenſachen 
betreffend, ſollen in den Hohenzollernſchen Landen nicht ferner zur Anwendung 
ebracht werden; vielmehr ſoll es bis auf Weiteres bei denjenigen Vorſchriften 
— die bis zur Emanation der Verordnung vom 29. November 1851. 
dort Geltung gehabt haben. 83 

Unſer Juſtizminiſter iſt mit der Vollziehung der gegenwaͤrtigen Ver— 
ordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 8. Dezember 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Ra umer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Nedigirt im Büreau des Staats- Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
g (Rudolph Decker.) 


